
Verfahrens erster Instanz beginnt mit der Eröffnung 
des Hauptverfahrens und endet in der Hauptverhand
lung durch eine der im § 218 StPO aufgeführten Ent
scheidungen. Die Möglichkeit der Verweisung einer 
Sache an ein anderes Gericht ist im § 172 StPO nicht 
vorgesehen und in diesem Verfahrensabschnitt daher 
auch nicht zulässig.

Entsprechend dem Inhalt dieses Verfahrensabschnittes, 
in dem das Gericht alle im Zusammenhang mit dem 
Antrag auf Eröffnung des Hauptverfahrens zu prü
fenden Fragen tatsächlicher, verfahrensrechtlicher und 
materiell-rechtlicher Art zu klären und darüber im 
Rahmen des § 172 StPO zu entscheiden hat, kommt der 
unter Ziff. 2 des § 172 StPO aufgeführten Entschei
dungsmöglichkeit die Bedeutung zu, das Gericht in die 
Lage zu versetzen, in den Fällen die Sache an den 
Staatsanwalt zurückzugeben, in denen es, sei es aus tat
sächlichen oder aus rechtlichen Gründen, keine der im 
§ 172 Ziff. 1, 3 und 4 StPO aufgeführten Entscheidungen 
treffen kann. Dies ist insbesondere der Fall, wenn das 
dem Gericht zur Verfügung gestellte Ermittlungsergeb
nis unzureichend ist und angesichts der Möglichkeit 
weiterer ergänzender Nachermittlungen weder die Er
öffnung noch die Ablehnung der Eröffnung des Haupt
verfahrens gerechtfertigt ist oder aber die rechtliche Be
urteilung des dem Beschuldigten mit der Anklage zur 
Last gelegten Verbrechens durch das Kreisgericht die 
ausschließliche sachliche Zuständigkeit des Bezirks
gerichts ergibt (§ 49 Abs. 1 Buchst, a Ziff. 1 oder 2 GVG, 
§ 5 VESchG) oder das angerufene Kreisgericht seine 
örtliche Unzuständigkeit feststellt (z. B. im Falle der 
§§ 1, 2, 6 VO über die Zuständigkeit der Gerichte in Ver
kehrssachen vom 22. April 1954).

Aus diesen Ausführungen ergibt sich, daß der Senat 
nunmehr von der im Urteil vom 23. September 1954 — 
2 Zst III 200/54 —*) vertretenen Auffassung, wonach es 
nur möglich sei, auf Grund einer Hauptverhandlung 
festzustellen, ob die sachliche Zuständigkeit eines an
deren Gerichts begründet ist und dann die Sache gemäß 
§ 227 StPO an das sachlich zuständige Gericht zu ver
weisen, abgegangen ist. Es ist also auch möglich, in 
Fällen, in denen sich bereits vor Eröffnung des Haupt
verfahrens der hinreichende Tatverdacht eines Verbre
chens gegen § 2 VESchG ergibt und gemäß § 5 VESchG 
das Bezirksgericht ausschließlich zuständig ist, die Sache 
gemäß § 172 Ziff. 2 StPO an den Staatsanwalt zurück
zugeben.

Der oben dargelegten Auffassung über die Möglich
keiten der Anwendung des § 172 Ziff. 2 StPO steht auch 
nicht der § 174 StPO entgegen. Zwar sind in den §§ 173, 
175 und 176 StPO die Voraussetzungen für die im § 172 
Ziff. 1, 3 und 4 StPO aufgeführten Entscheidungsarten 
erschöpfend geregelt, jedoch enthält § 174 StPO, worauf 
Z i e g l e r  in „NJ“ 1955 S. 445 bereits hingewiesen hat, 
keine ausschließliche Konkretisierung des § 172 Ziff. 2 
StPO. Diese Bestimmung (§ 174 StPO) ist vielmehr im 
gesamten gerichtlichen Verfahren, also auch im Rechts
mittelverfahren, anwendbar und regelt nur den Haupt
anwendungszweck der Rückgabe der Sache an den 
Staatsanwalt. § 172 Ziff. 2 StPO bezieht sich dagegen 
nur auf die erste Phase des gerichtlichen Verfahrens 
erster Instanz bis zur Entscheidung über den Antrag auf 
Eröffnung des Hauptverfahrens. Die Anwendungs
möglichkeiten dieser Vorschrift werden allein durch 
den Inhalt der dem Gericht in diesem Verfahrensab
schnitt obliegenden vorstehend bereits erwähnten Auf
gaben bestimmt. Daraus ergibt sich auch der ver
schiedenartige Charakter der Entscheidungen nach § 172 
Ziff. 2 StPO.

Erfolgt die Rückgabe der Sache an den Staatsanwalt 
zur Ergänzung des Ermittlungsergebnisses, also zur 
Durchführung weiterer nur dem Staatsanwalt bzw. dem 
Untersuchungsorgan möglicher Ermittlungen, die das 
Gericht für die Entscheidung über die Eröffnung des 
Hauptverfahrens benötigt, dann bleibt das mit der Ein
reichung der Anklage beim Gericht anhängig gewor
dene und in dessen Verantwortung übergegangene Ver
fahren (§ 171 StPO) beim Gericht weiter anhängig. In 
diesem Falle lehnt es das Gericht nicht ab, sich mit der 
Sache zu befassen und über den Antrag auf Eröffnung 
des Hauptverfahrens zu entscheiden. Es gibt mit seiner

Entscheidung vielmehr zu erkennen, daß es entscheiden 
will, das bisherige Ermittlungsverfahren aber noch 
keine ausreichende Grundlage für die Entscheidung ist 
und daher noch der Ergänzung bedarf. Aus dem Inhalt 
dieser Entscheidung ergibt sich deren Charakter als 
einer Maßnahme der Prozeßleitung des Gerichts, die 
weder den Staatsanwalt noch den Angeklagten be
schwert und nicht mit dem Rechtsmittel der Be
schwerde angefochten werden kann.

Anders verhält es sich jedoch bei der Rückgabe der 
Sache aus Gründen der örtlichen Zuständigkeit des Ge
richts oder ausschließlichen sachlichen Zuständigkeit 
des Bezirksgerichts. In diesen Fällen lehnt es das 
Gericht ab, sich mit der Sache zu befassen und über 
den Antrag auf Eröffnung des Hauptverfahrens zu ent
scheiden. Die aus diesen Gründen beschlossene Rück
gabe hat nicht die Wirkung wie die Zurückweisung der 
Sache in das staatsanwaltschaftliche Ermittlungsverfah
ren. Das Verfahren bleibt nicht beim Gericht anhängig, 
es wird wieder der alleinigen Verantwortung des 
Staatsanwalts unterstellt. Bei dieser Entscheidung han
delt es sich mithin nicht um eine im Rahmen der Pro
zeßleitung des Gerichts getroffene Maßnahme, sondern 
um eine das gerichtliche Verfahren abschließende ver
fahrensrechtliche Entscheidung, mit der die Anhängig
keit der Sache beim Gericht beseitigt und die Allein
verantwortung des Staatsanwalts wieder begründet 
■wird.

Durch diese Entscheidung wird der Staatsanwalt in 
der Durchsetzung seiner Anklage bei dem von ihm an
gerufenen Gericht behindert und hat daher auch das 
Recht der Beschwerde gemäß § 296 StPO. Die Inter
essen des Angeklagten werden durch diese Rückgabe 
der Sache an den Staatsanwalt nicht beeinträchtigt, da 
ein gerichtliches Verfahren gegen ihn nicht anhängig 
geworden ist.

Aus den vorstehenden Ausführungen ergibt sich, daß 
der Beschluß des Kreisgerichts vom 5. Januar 1955 das 
Gesetz (§§ 218 Abs. 2 Ziff. 2, 227, 172 Ziff. 2 StPO) ver
letzt.

Auch der Beschluß des Bezirksgerichts vom 19. Ja
nuar 1955 beruht auf einer Gesetzesverletzung, da das 
Bezirksgericht weder auf Grund einer Anklage noch 
durch einen dem Gesetz entsprechenden Verweisungs
beschluß mit der Sache befaßt war. Keinesfalls hätte 
das Bezirksgericht aber den Eröffnungsbeschluß von 
sich aus aufheben dürfen, weil er formell rechtskräftig 
war. Es hatte lediglich die Möglichkeit, die Aufhebung 
der von ihm nachträglich selbst als fehlerhaft erkann
ten Entscheidung im Wege der Kassation anzuregen.

Entscheidungen anderer Gerichte
Strafrecht

Art. 6 der Verfassung.
1. Die Abwerbung von Facharbeitern aus der DDR 

nach Westdeutschland dient nicht nur der Schädigung 
unserer Wirtschaft, sondern auch der Förderung der 
Aufrüstung Westdeutschlands. Sie ist wie Spionage und 
Terror ein Mittel der Kriegsvorbereitung und muß als 
Boykotthetze gemäß Art. 6 bestraft werden.

2. Zur Verwirklichung des Tatbestandes der Kriegs
hetze in der Begehungsform der Spionage (hier Wirt
schaftsspionage) ist es nicht erforderlich, daß Infor
mationen über Institutionen der DDR oder über wirt
schaftliche Vorgänge unmittelbar einer westlichen 
Spionagezentrale zugeleitet werden.

BG Karl-Marx-Stadt, Urt. vom 9. August 1955 — 
1 Ks 157/55.

Der 42jährige Angeklagte war in der Nazizeit Berufssoldat. 
Nach dem Kriege wurde er Handelsvertreter bei der Firma 
St.-Ktihlanlagen in Z., mit deren Inhaber St. er befreundet 
war. St. wurde 1951 republikflüchtig, nachdem er wegen eines 
Verbrechens zu einer mehrjährigen Zuchthausstrafe verurteilt 
und sein Betrieb enteignet und in Volkseigentum überführt 
worden war.

Der Angeklagte, der seine Stellung als Handelsvertreter in 
dem nunmehr volkseigenen Betrieb behielt, stand weiterhin 
mit St. in brieflicher Verbindung und besuchte ihn auch mehr
mals in Westberlin und Westdeutschland. Im Frühjahr 1955 
traf sich der Angeklagte abermals mit St. in Westdeutschland 
und unterrichtete ihn über interne betriebliche Angelegenhei
ten des VEB Kühlanlagenbau Z. So teilte er ihm z. B. mit, 
daß ein neuer Betriebsleiter eingesetzt worden sei, daß der 
Betrieb von Z. nach C. verlagert wurde und daß sein (des 
Angeklagten) monatlicher Umsatz als Außenhandelsvertreter 
des Betriebes etwa 100 000 DM betrage. Darüber hinaus unter
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*) vgl. NJ 1955 S. 254.


